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„Worum Stadtparlamente und Kommunalpolitiker
ringen und ringen werden, bis sie es erreicht
haben, ist . . . die Möglichkeit . . . auch die Ein-
nahmeseite ihres Budgets nach den besonderen
Gesichtspunkten der eigenen Stadt, unter eigener
Verantwortung — und zwar Verantwortung ledig-
lich vor der eigenen Bürgerschaft und vor sonst
niemand — städtisch-individuell zu gestalten.
(Dieser) Wille der Städte (ist) restlos berechtigt
. . . er ist nichts anderes als die finanzpolitische
Seite ihres Lebenswillens selbst."

(Joseph A. Schumpeter 1928)

W. KOHLHAMMER VERLAG
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